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Auszug 
 
 
 
I. Allgemeines 
 
5. Datenlöschung 
 
5.1 Datenlöschung ist das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener 

Daten (§ 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 LDSG), worunter auch das Vernichten des Da-
tenträgers fällt. 

 
5.2 Personenbezogene Daten in Dateien sind zu löschen, wenn deren Speiche-

rung unzulässig ist. In diesem Fall ist § 23 Abs. 5 i. V. m. § 22 Abs. 2 LDSG 
einzuhalten. Personenbezogene Daten in Dateien sind ferner zu löschen, 
wenn deren Kenntnis für die Schule zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
erforderlich ist. 

 
5.3 Personenbezogene Daten in Akten sind zu löschen, wenn die Schule im Ein-

zelfall feststellt, dass die gesamte Akte zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor-
derlich ist (§ 23 Abs. 2 LDSG). 

 
5.4 Die Löschung gemäß 5.2 und 5.3 unterbleibt, wenn Grund zur Annahme be-

steht, dass durch sie schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt 
würden oder sie wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist (§ 23 Abs. 4 LDSG). 

 
5.5 Die zu löschenden Daten sind gemäß § 23 Abs. 3 LDSG i. V. m. § 3 Abs. 1 

und 2, § 7 Abs. 1 und § 8 Abs. 2 Landesarchivgesetz (LArchivG) zuvor dem 
zuständigen Archiv zur Übernahme anzubieten. Schulen, an deren Daten die 
Archivverwaltung interessiert ist, erhalten eine gesonderte Mitteilung. Alle an-
deren Schulen sind von der Pflicht, die Daten der Archivverwaltung anzubie-
ten, befreit. 


